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Zur Praxis des Reichsgerichtes ). 


Das Reichsgericht macht von der liberalen Beſtimmung des 
Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 143, wonach es ſelbſt und allein über ſeine Competenz zu ent⸗ 
ſcheiden hat, bisweilen in einer Weiſe Gebrauch, welche in unſeren 
juriſtiſchen Kreiſen ſchon manchem Widerſpruche begegnet iſt. Bekannt⸗ 
lich findet ſich in dem citirten Staatsgrundgeſetze eine Beſtimmung, 
der zufolge das Reichsgericht auch über Anſprüche von „Gemeinden, 
Körperſchaften oder einzelnen Perſonen an die Geſammtheit der 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder“ 
zu entſcheiden hat (Art 3 lit. a cit.). Bei der Emanation des Ge⸗ 
ſetzes wurde dieſer Beſtimmung nicht viel Gewicht beigelegt: man 
hielt dieſelbe einfach für eine der Vollſtändigkeit halber beigefügte 
Ergänzung der vorangehenden Beſtimmungen des Art. 3 lit. a, 
wonach das Reichsgericht zu erkennen hat: „über Anſprüche einzelner 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder an die Ge⸗ 
ſammtheit derſelben und umgekehrt, dann über Anſprüche eines dieſer 
Königreiche und Länder an ein anderes derſelben, endlich über An⸗ 
ſprüche, welche von Gemeinden, Köͤrperſchaften oder einzelnen Perſonen 
an eines der genannten Königreiche und Länder .. geſtellt werden“. 
Man nahm an, daß nach dieſem Zuſammenhange unter jener zuerſt 
eitirten Competenz auch nur solche reichsrechtliche Streitſachen 
(Streitſachen der im „Reiche“ im Gegenſatz zum „Staate“ neben 
einander beſtehender politiſchen Individualitäten) gemeint fein könnten, 
wie in den übrigen Beſtimmungen der literasa — daß alſo nur 
gemeint wäre: es hätte die Competenz des Reichsgerichtes auch in 
ſolchen Fällen einzutreten, wo ſich der reichsrechtliche Anſpruch bis 
gegen die Geſammtheit der Königreiche und Länder fortſetzt. Man 
war in dieſer Auffaſſung um ſo mehr beſtärkt, als der Motivenbericht 
zu dem Staatsgrundgeſetze zur Erläuterung der fraglichen Beſtim⸗ 


*) Aus der „Allgem. öſterr. Gerichtszeitung“ Nr. 92, de 1872. 


mung nicht ein einziges Beiſpiel anzuführen wußte, während dieſer 
Bericht für die anderen im Art 3 lit. a, begriffenen Fälle zahlreiche 
Exempel zur Hand hat. 

Anderer Meinung war das Reichsgericht. Indem es ſich an 
den iſolirten Worklaut der fraglichen Beſtimmung hielt, interpretirte 
es die „Geſammtheit der Königreiche und Länder“ einfach als „Staat“ 
und vindieirte ſo mit einem Schlage das ganze weite Gebiet der 
öffentlich ⸗rechtlichen Anſprüche an den Staat für feine Competenz. 
Das Reichsgericht überſah den Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen 
Beſtimmungen des Art. 3 lit a, es überſah die deutliche Progreſſton, 
in welcher dieſe Beſtimmungen bis zu der in Frage ſtehenden auf⸗ 
ſteigen, es überſah endlich, daß für den in Art 15 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes über die richterliche Gewalt ſtatuirten Verwaltungsgerichtshof 
ſo viel wie nichts übrig bliebe, wenn jene lit. a wirklich in dem 
erörterten Sinne zu verſtehen wäre. Vergebens machten in den ein⸗ 
zelnen Streitfällen die Regierungsvertreter darauf aufmerkſam, daß 
das Reichsgericht ſchon nach ſeiner Zuſammenſetzung, nach ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsgange, vor Allem aber nad) feiner deutlichen verfaſſungsmäßtgen 
Aufgabe nicht zu einer ordentlichen verwaltungsgerichtlichen Judicatur 
berufen ſein könne — daß die vom Reichsgerichte beliebte Inter⸗ 
pretation allen Regeln der Hermeneutik widerſtreite, — daß unmög- 
lich die große Competenz über alle Anſprüche an den Staat dem 
Reichsgerichte nur ſo nebenher, als kaum bemerkbarer Adnex an eine 
andere, viel weniger umfaſſende, auch eſſentiell ganz verſchiedene Ge⸗ 
richtsbarkeit überwieſen werden konnte u. ſ. w. Das Reichsgericht 
beharrte auf ſeiner Interpretation und machte von derſelben in den 
verſchiedenartigſten Streitſachen des Verwaltungsrechts Gebrauch. 

Der Grund, aus welchem wir abermals auf dieſe — wie 
bemerkt bereits wiederholt erörterte — Frage zurückkommen, iſt der, 
daß das Reichsgericht in einer letzten Quartalſeſſion ein Erkenntuiß 
gefällt hat, in welchem wir einen beſonders flagranten Fall jener 
unrichtigen Interpretation des Art. 3 erkennen müſſen. Die Regie⸗ 
rung war von einer Gemeinde auf Beiſtellung der zur Evidenzhaltung 
der Urlauber und Reſerviſten nöthigen Druckſorten, eventuell auf 
Erſatz der Koſten für die von der Gemeinde beſorgte Beiſtellung ver- 
klagt worden und das Reichsgericht hat, ohne auch nur ein Com⸗ 
petenzbedenken zu äußern, über dieſe Klage — allerdings in merito 
zu Ungunſten der klagenden Gemeinde — entſchieden. 

Betrachten wir dieſen Fall etwas näher. Vor Allem hätte das 
Reichsgericht ſeine Competenz ſchon aus dem Grunde bezweifeln 
können, weil die eingeklagte Leiſtung in letzter Linie doch wohl von 
der Militärverwaltung zu übernehmen geweſen wäre, alſo von der 
der verwaltungsgerichtlichen Judicatur des Reichsgerichtes gewiß nicht 
unterliegenden gemeinſamen Adminiſtration. Aber auch hievon 
abgeſehen und die ausſchließliche Paſſivlegitimation des verklagten 
Miniſteriums des Innern vorausſetzt — um was handelte es ſich 
eigentlich? Da die Evidenzhaltung der Urlauber und Reſerviſten von 
den Gemeinden nur im übertragenen Wirkungskreiſe beſorgt wird, 
handelte es ſich zunächſt um eine Auseinanderſetzung zwiſchen verſchte⸗ 
denen Organen der Staatsverwaltung über dienſtliche Verhältniſſe. 
Von dieſer Seite her betrachtet gehörte die Angelegenheit nicht nur 


e 


nicht in die reichsgerichtliche, ſondern überhaupt in keine gericht⸗ 
liche Competenz — beiläufig ſo, wie kein Gericht, auch kein Ver⸗ 
waltungsgericht, zur Entſcheidung der Frage competent wäre: ob 
irgend ein Amtsvorſtand irgend eine Auslage aus dem „Amtsverlage“ 
zu bedecken berechtigt oder verpflichtet ſei? Zur Entſcheidung ſolcher 
Streitigkeiten im Innern der Verwaltung, zwiſchen den einzelnen 
Verwaltungsorganen kann nur die übergeordnete Verwaltungsſtelle, 
nicht ein außerhalb der Verwaltung ſtehendes Gericht berufen ſein. 
Die vorliegende Streitſache hatte nun allerdings neben dieſer inner⸗ 
dienſtlichen auch noch eine andere Seite, nach welcher ſie in der That 
Gegenſtand einer Judicatur ſein konnte. Die Gemeinde iſt nur als 
autonome Körperſchaft Subiect von Privatrechten, als Organ der 
Staatsverwaltung beſitzt ſie kein eigenes Vermögen, was ſomit für 
die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes aufzuwenden iſt, 

„das muß — wenn nicht ein dritter Verpflichteter vorhanden iſt — 
von der Gemeinde als autonomer Körperſchaft beſtritten werden. Aus 
dieſem Grunde handelte es ſich in der vorliegenden Sache allerdings 
um einen Rechtsſtreit zwiſchen der Gemeinde und der Staatsverwal⸗ 
tung, um einen Conflict, in dem die erſtere nicht als Organ der 
letzteren, fondern als ſelbſtſtändiges Vermögensſubject, als autonome 
Körperſchaft auftrat. Hienach eignete ſich die Angelegenheit allerdings 
zur Behandlung in dem Bereiche richterlicher Competenz, allein dieſe 
Competenz war nicht die des Reichsgerichtes. Denn auch nach dieſer 
Auffaſſung erſcheint nur nicht auf der activen, wohl aber auf der 
paſſiven Seite des Rechtshandels die Staatsverwaltung — gegen 
dieſe richtet ſich das Begehren, ſie wird verklagt. Nicht die Geſammt⸗ 
heit der Königreiche und Länder, ſondern die Staatsverwaltung iſt 
der nächſte Verklagte. Es wird nicht eine Verpflichtung „der Geſammt⸗ 
heit der Königreiche und Länder“, ſondern die Ungeſetzlichkeit einer 
adminiſtrativen Entſcheidung geltend gemacht — nämlich jener Ent⸗ 
ſcheidung, der zufolge die klagende Gemeinde die fraglichen Druck⸗ 
ſorten auf eigene Koſten beizuſtellen hat. Es handelt ſich alſo nicht 
um einen Anſpruch, deſſen Entſcheidung nach den Geſetzen dem 
Reichsgerichte, ſondern um einen ſolchen, deſſen Entſcheidung nach den 
Geſetzen den Adminiſtrativbehörden zugewieſen iſt; es wird nur 
behauptet, daß im concreten Falle die Entſcheidung nicht dem Geſetze 
gemäß gefällt worden ſei und es wird dem zufolge um die Refor⸗ 
mirung derſelben gebeten. Dies aber iſt offenbar nicht der Com⸗ 
petenzfall des Art 3 lit. a, ſondern der Competenzfall des Art. 15 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt: es war alſo 
nicht das Reichsgericht, ſondern der Verwaltungsgerichtshof 
zur Entſcheidung berufen. 

Wer dieſe Auffaſſung — der zufolge nach dem nächſten In⸗ 
halte des Begehrens zu unterſcheiden iſt — nicht gelten laſſen will, 
wird die Beſtimmungen des Art. 3 lit. a und des Art. 15 niemals 
zu vereinigen im Stande ſein. Denn in allen Fällen des Art. 15 
kann es ſich um einen Anſpruch gegen die Geſammtheit der Koͤnig⸗ 
reiche und Länder und in allen Fällen des Art. 3 lit. a nur um 
eine ungeſetzliche adminiſtrative Entſcheidung oder Verfügung handeln. 
Es wäre alſo insbeſondere nach jener reichsgerichtlichen Interpretation, 
welche die „Geſammtheit der Königreiche und Länder“ ohne Weiteres 
als „Staat“ nimmt, ein beſtändiges Ineinanderkreuzen der beiden 
Competenzen unvermeidlich. 

Für den vorliegenden Fall iſt allerdings zu erwähnen, daß der 
Vertreter der Regierung — aus unbekannten Gründen — die Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Reichsgerichtes in der mündlichen Verhandlung nicht 
geltend gemacht hat. Allein das Reichsgericht iſt wohl eben ſo wie 
jedes andere Gericht berufen ſeine Competenz von Amts wegen 
zu prüfen; es hatte daher auch im vorltegenden Falle nicht nöthig, 
die ausdrückliche Einwendung ſeiner Incompetenz abzuwarten. 

Indem wir auf dieſen Rechtsfall aufmerkſam machten, leitete 
uns eine beſondere Abſicht. Dem Vernehmen nach iſt die Regierung 
im Begriffe, dem Reichsrathe den Entwurf des Geſetzes zur Acti- 
virung des Verwaltungsgerichtshofes vorzulegen. Wie wird es aber 
möglich ſein, angeſichts ſolcher weit übergreifender Competenzentſchei⸗ 
dungen des Reichsgerichtes die neue Zuständigkeit mit Sicherheit feſt⸗ 
zuſtellen? Begrifflich die Hälfte aller verwaltungsrechtlichen Streit⸗ 
ſachen — nämlich alle jene, wo der Einzelne als Gläubiger bezie⸗ 


hungsweise Kläger auftritt — ſollen nach der bisherigen reichsgericht⸗ 


lichen Praxis dem Verwaltungsgerichtshofe vorenthalten bleiben: ja, 
wenn der Recurs an den Verwaltungsgerichtshof ohne Suspenſiveffect 


beigetrieben werden könnten, ſo würde ſo ziemlich auch die andere 
Hälfte der verwaltungsrechtlichen Streitſachen — die Fälle, wo der 
Einzelne als Schuldner in Betracht kommt — in die reichsgericht⸗ 
liche Competenz fallen, indem alsdann auch der Fall einer beſtrittenen 
öffentlichen Verbindlichkeit nur noch in Form eines Rückerſatzanſpruches 
geltend gemacht werden könnte. Und wie wird es mit der Entſchei⸗ 
dung jener zahlloſen Competenzeonflicte fein, die unvermeidlich ein⸗ 
treten müſſen, wenn der Verwaltungsgerichtshof — wie wahrſcheinlich 
iſt — die reichsgerichtliche Interpretation des Art. 3 Ut. a nicht zu⸗ 
gibt? Soll alsdaun auch Art. 4 gelten und ſo die Competenz des 
Verwaltungsgerichtshofes lediglich à la merci des Reichsgerichtes 
ſtehen? AM dies find Fragen, die wir der Regierung zur refflichſten 
Erwägung empfehlen möchten, bevor dieſelbe an die Activirung der 
neuen Gerichtsbarkeit ſchreitet. Unſeres Erachtens kann der Verwal⸗ 
tungsgerichtshof gar nicht ins Leben treten, wenn nicht vorher im Wege 
einer authentiſchen Interpretation oder durch ausdrückliche Abänderung 
des verfänglichen Wortlautes die Regel des Art. 3 lit. a auf jenen Sinn 
zurückgeführt wird, in welchem fie bisher faſt von der ganzen öſter⸗ 
reichiſchen Jurisprudenz, nur leider nicht von dem Reichsgerichte ſelbſt 


„verftanden worden iſt. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zum ſittlichkeitspolizeilichen Begriffe des Concubinats. — Compe⸗ 
tenz der politiſchen Behörden in derlei Angelegenheiten. 


Gegen Elias B., Poſamentenfabricant in W., welcher von 
ſeiner Gattin getrennt lebt und in deſſen Hauſe ſich eine gewiſſe 
Anna K. aus Sch. als Haushälterin befindet, hat das Gemeindeamt 
in W. das Erkenntniß geſchöpft, dem B. werde aufgetragen, dieſe 
Anna K. weil ſeine Concubine, zu entfernen. 

Belangend die Erhebungen und Ausſagen, auf welche ſich dieſes 
Erkenntniß gründet, beſchränken ſich dieſe darauf, daß von drei ein⸗ 
vernommenen Nachbarn zwei angeben, daß ſie bezüglich des zwiſchen 
B. und K. obwaltenden Verhältniſſes nichts wüßten. Der dritte 
Nachbar, Bierſchänker Erasmus M, giebt an, daß er dem B. oft zu⸗ 
geredet habe, ſeine Gattin wieder zu ſich zu nehmen. B. aber habe 
erwiedert, er könne dies nicht thun, weil die K. ein Kind von ihm 
habe und er fie deßhalb auch verſorgen müſſe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat über Berufung des B. gegen 
das gemeindeämtliche Erkenntniß dasſelbe deßhalb beſtätigt, „weil nach 
den vorliegenden Erhebungen der Recurrent ſich vor Erasmus M. als 
Vater des unehelichen Kindes der K. bekannte und weil das uner⸗ 
laubte Zuſammenleben des verheirateten B. mit der Letztgenannten 
nach den vollen Glauben verdienenden Aeußerungen des Seelſorger— 
amtes in W., des dortigen Bürgermeiſters und des Gemeindevor⸗ 
ſtehers von Sch. in dieſen Orten allgemein als Ehebruch bekannt iſt 
und öffentliches Aergerniß erregt“. 

Dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft hat die Statt⸗ 
halteret indeß wegen Incompetenz behoben, weil gegen das ge- 
meindeämtliche Erkenntniß die Berufung gemäß § 40 der Gemeinde⸗ 
ordnung an den Gemeinde⸗Ausſchuß und gemäß § 99 der Gemeinde⸗ 
ordnung weiter an den Bezirksausſchuß gehe. 

Hierauf wurde das angefochtene gemeindeämtliche Erkenntniß 
ſowohl vom Gemeinde- als Bezirksausſchuſſe beſtätigt. 

Zu Folge weiterer Berufung des B. an den Landesausſchuß 
übermittelte der letztere die Aeten an die Statthalterei mit dem Be⸗ 
merken, daß die fragliche Recursbeſchwerde in die Competenz der po⸗ 
litiſchen Behörde falle. 

Das Miniſterium des Innern, an welches die Statthalterei die 
Angelegenheit leitete, ſprach ſich mit Entſcheidung vom 4. Juli 1871, 
3. 6292 dahin aus, daß hier im Grunde der SS 40, Alf. 2 und 
103 Gemeindeordnung) von den landesfürſtlichen Behörden zu ent⸗ 
ſcheiden ſei. 

Demzufolge hat nun die Statthalterei das Erkenntniß des Bür⸗ 
germeiſters von W. behoben, „weil, ſelbſt den Beſtand eines ehebreche⸗ 


) Gemeindeordnung für Böhmen. Der § 103 entſpricht der Beftimmung des 


ein ſollte, wenn alſo die Forderungen des Staates pendente recursu | Art. XVI des Gemeinde⸗Grundgeſetzes vom 5. März 1862. 
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riſchen Verhältniſſes zwiſchen B. und K. angenommen, dasſelbe denn 
doch nicht als eine die öffentliche Sittlichkeit verletzende und deßhalb 
allgemeines Aergerniß erregende unzüchtige Verbindung angeſehen 
werden kann und ſomit kein geſetzlicher Grund zu dem Erlaſſe des 
erwähnten Auftrages des Bürgermeiſters von W in Haudhabung der 
Sittlichkeitspoltzei ($ 28 Gemeindeordnung) vorlag“. 

Gegen dieſes Statthaltereierkenntniß recurrirte nun das fürſterz⸗ 
biſchöfliche Conſiſtorium in Pr. an das Miniſterium des Innern, 
welches aber laut Entſcheidung ddo. 26. Juli 1872, 3. 9261 nicht 
in der Lage zu ſein erklärte, in der angefochtenen Verfügung der 
Statthalterei eine Aenderung eintreten zu laſſen. O. 


Der Gemeindevorſtand iſt nicht berechtigt, wegen Nichtbefolgung 
einer gemeindeämtlichen Vorladung eine Geldſtrafe zu verhängen, 
oder gar eine zwangsweiſe Vorführung zu verfügen. 


Der Gemeindevorſtand von H. hat behufs Prüfung und even⸗ 
tueller Richtigſtellung der vom Pfarrer und ehemaligen Gemeinde⸗ 
rathe R. vorgelegten Ausweiſe über eingehobene Nothſtands⸗Anlehens⸗ 
raten denſelben zweimal zum Erſcheinen in dem Gemeindeamte vor⸗ 
geladen. Pfarrer R. kam aber dieſer Vorladung nicht nach und recht⸗ 
fertigte auch ſein Ausbleiben nicht. Auf dieſes hin verurtheilte der 
Gemeindevorſtand den Pfarrer R. im Grunde des § 60 G. O. zu 
einer Geldbuße von 5 fl. wegen Nichtbefolgung der an ihn ergan⸗ 
1125 Vorladung und verfuͤgte unter Einem deſſen zwangsweiſe Vor⸗ 
führung. 

Der Bezirkshauptmann beſtätigte den erſten Theil dieſes Straf⸗ 
erkenntniſſes, hob aber die Verfügung wegen zwangsweiſer Vorfüh⸗ 
rung des Pfarrers zum Gemeindeamte auf, indem es dem Gemeinde⸗ 
vorſtande nach den Geſetzen zukomme, in ſolchem Falle zuerſt mit 
höheren Geldbußen vorzugehen. 

Dem gegen die Geldbuße gerichteten Recurſe des beſagten 
Pfarrers hat die Statthalterei keine Folge gegeben. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. Juli 1872, 
3. 9934 die Statthaltereientſcheidung behoben und der Beſchwerde 
des Pfarrers R. Folge gegeben, „weil dem Gemeindevorſtande gemäß 
der §§ 59 und 605) des Gemeindegeſetzes nur in Ausübung der 
Ortspolizei eine Strafgewalt zukommt, in Fällen aber der vorliegen⸗ 
den Art vom Gemeindevorſtande die Intervention der unmittelbar vor⸗ 
geſetzten politiſchen Behörde nach alinea 5, sub § 9 der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 anzuſprechen iſt, 
wornach es Sache der Bezirkshauptmannſchaft ſein wird, nach Wür⸗ 
digung der Nothwendigkeit des Erſcheinens des Vorgeladenen die ent⸗ 
ſprechende Verfugung zu treffen“. St. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. October 1872, Z. 13.351, be⸗ 
treffend die Behandlung der Gemeindeumlagen rückſichtlich der Verzehrungsſteuer. 


Ew. habe ich die Ehre einverſtändlich mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium in Betreff der Gemeindeumlagen von der Verzehrungsſteuer unterliegen« 
den Artikeln Folgendes zu eröffnen: ni 

1. Der Grundſatz, wornach durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer bloß der 
Verbrauch im Gemeindegebiete und nicht die Production und der Handelsverkehr ge⸗ 
troffen werden darf, iſt ſtrenge zu wahren; was jedoch einem Uebereinkommen mit 
den verzehrungsſteuerpflichtigen Gewerbsparteien in Anſehung der Rückerſtattung des 
Zuſchlages von zur Ausfuhr gelangenden Flüſſigkeiten nicht entgegenſteht. 

2. Es iſt dahin zu wirken, daß in den der Allerhöchſten Genehmigung bezieh⸗ 
hungsweiſe Sanction zu unterztehenden Beſchlüſſen und Geſetzesentwürfen, wodurch 
von Conſumtionsartikeln eine Gemeindeabgabe, welche nicht als ein aliquoter (Pro⸗ 
centual⸗) Antheil der Verzehrungsſteuer gleichzeitig mit derſelben eingehoben werden 

) Gemeindeordnung für Galizien. Der $ 59 ſpricht von der Androhung von 
Strafen, „wenn die Vollziehung einer unaufſchieblichen, vorübergehenden ortspolizei⸗ 


lichen Maßregel es nothwendig macht“. Der $ 60 enthält die Beſtimmungen über die 
Außübung des ortspolizeilichen Strafrechtes. 


kann und ſich als ein Verzehrungsſteuer⸗Zuſchlag nicht darſtellt, eingeführt werden 
ſoll. wenigstens die Beſtimmung nicht vernachläſſigt werde, welche Perſonen und welche 
Acte (3. B. Einkellerung) der Abgabe unterworfen werden, damit es nicht dem Be⸗ 
lieben der Gemein devorſtände überlaffen bleibe, in dieſen wichtigen Punkten ohne 
alle bindende Anordnung vorzugehen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. October 1872, 3. 13.621, be⸗ 
treffend Stempelvorſichten bei Wechſelu, welche Creditinſtituten präſentirt werden. 


Das k. k. Finanzminiſterium iſt in Kenntniß gelangt, daß in neuerer Zeit bet 
verſchiedeuen öffentlichen Creditinſtituten Wechſel in größerer Anzahl unbeanſtändet 
angenommen worden find, obwohl die darauf befindlichen Stempelmarken theils gar 
nicht, theils nur mit dem Namen des Ausſtellers ohne Beifügung des Datums der 
Ausſtellung überſchrieb en waren. 

Da die im § 2 des Geſetzes vom 29. Februar 1864 (R. G. Bl. Nr. 20) vor- 
geſchriebenen Förmlichkeiten bereits das geringſte Maß der zum Schutze des Stempel 
gefälles erforderlichen Vorſichten enthalten und daher auf die ſtrieteſte Beobachtung 
diefer Normen beſtanden werden muß, werden Eure erſucht, im Einver⸗ 
nehmen mit den Finanzbehörden, welche im gleichen Sinne durch das k. k. Finanz» 
minifterium angewieſen werden und mit den l. f. Commiſſären dahin zu wirken, daß 
die im Bereiche des der Amtswirkſamkeit Eurer unterſtehenden Landes 
befindlichen Creditinſtitute aller Art und Sparcaſſen, ſoferne dieſen letzteren das 
Wechſelescomptegeſchäft zuſteht, im Hinblicke auf die nach T. Poſt 113, Aum. 4 des 
Gebührengeſetzes und des § 4 des Geſetzes vom 29. Februar 1864 eventuell fie treffende 
Haftung die ihnen geſetzlich obliegende Aufmerkſamkeit auf die gehörige Stempelung 
der ihnen in ihrem Geſchäftskreiſe vorkommenden Wechſel verwenden, eventuell nach 
$ 88 des Geſetzes vom 9. Februar 1850 (R. G. Bl. Nr. 50) vorgehen. 


Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 5. September 1872, 3. 

7534, betreffend die Anwendung des Reichsgeſetzes vom 3. December 1863, 

R. G. Bl. Nr. 105, anf die Verpflichtung zum Erſatze des für zahlungsunfähige 

Kinder beſtrittenen Schulgeldes, ſo wie überhaupt die interprovinzielle Wirkung 
der Landes⸗Volksſchulgeſetze. 


Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat anläßlich eines ſpectellen 
Falles entſchieden: 

Wie ſchon in dem hierortigen Erlaſſe vom 27. October 1869, Z. 3759 aus⸗ 
geſprochen und ſeither auch von dem Miniſterkum des Innern als oberſter Inſtanz in 
Heimats⸗ und Zuſtändigkeitsſachen wiederholt erkannt worden iſt, kann aus dem 
Reichsgeſetze vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, ſpeefell aus § 24 desſelben 
ein gegen die Heimatgemeinden gerichteter Anſpruch der Schulgemeinden auf Rückerſatz 
des für zahlungsunfähige Kinder beſtrittenen Schulgeldes nicht abgeleitet werden. 
Denn der § 24 eit. jest ein ſelbſt oder durch feine Eltern in der Armenverſorgung ſtehendes 
Kind voraus, während die Befreiung vom Schulgelde nicht lediglich ſolchen Perſonen, 
welche auf die Armenverſorgung geſetzlichen Anſpruch haben, ſondern nach allgemein 
geltenden Grundſätzen überhaupt unbemittelten Parteien gewährt wird. Selbſt aber 
unter der Vorausſetzung, daß es ſich in einem einzelnen Falle wirklich um ein in der 
Armenverſorgung ſtehendes Kind handelte, würde aus § 24 doch nur die Verpflichtung 
der Heimatgemeinde zur unentgeltlichen Erziehung in der Gemeinde, keineswegs dagegen 
die Verpflichtung folgen, für die auswärts beſorgte Erziehung des Kindes das Schul⸗ 
geld zu bezahlen. 

Wie das Reichsgeſetz vom 3. December 1863, ſo enthält auch jenes vom 
14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62 über die allgemeinen Grundſätze des Volksſchul⸗ 
weſens keine Beſtimmung, aus welcher der von der Gemeinde Salzburg erhobene 


Erſatzanſpruch abgeleitet werden könnte. Es leuchtet aber ein, daß ein ſolcher aus einem 


Kronlande nach einem anderen gerichteter Erſatzanſpruch nur anf eine reichsgeſetzliche 
Beſtimmung geſtützt werden könnte, und daß bloße landesgeſetzliche Normen, wie die 
hier bezogenen §8 42, 44 und 48 des Salzburger Landesgeſetzes vom 10. Jänner 
1870, L. G. Bl. Nr. 11 zur Fundirung eines über das Geltungsgebiet diefer Normen 
hinausreichenden Anſpruches nicht genügen. Insbeſondere kann der zuletzt eitirte $ 48, 
der die Verpflichtung der Heimatgemeinden zur Erſtattung des für zahlungsunfähige 
Kinder beſtrittenen Schulgeldes feſtſetzt, nicht von allen Heimatgemeinden in ganz 
Oeſterreich, ſondern nur von den im Kronlande Salzburg gelegenen verſtanden werden. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 18. October 1872, 3. 

4608 und 7869 an die Statthalter von Oberöſterreich und Mähren, mit welchem 

bei gemiſchten Ehen dem überlebenden Elterntheile das Recht zuerkannt wird, 

das Religionsbekenntniß jener Kinder zu ändern, welche noch nicht das ſiebente 
Lebensjahr zurückgelegt haben. 


Nach ſorgfältiger Erwägung aller in den zurückfolgenden Beilagen des Be⸗ 
richtes vom „ dargeſtellten Verhältniſſe vermag ich dem Erkenntniſſe 
der Statthalterei vom : „durch welches dem evangeliſchen (katholi⸗ 
ſchen) Vater N. N. das Recht abgeſprochen wird, die mit feiner katholiſchen (evange⸗ 
liſchen) Gattin erzeugten Kinder evangeliſch (katholiſch) zu erziehen, nicht beizupflich⸗ 
ten, indem ich grundſätzlich daran feſthalte, daß die Staatsverwaltung zur Beſchrän⸗ 
kung der väterlichen Gewalt in Sachen der Erziehung der Kinder erſt dann mitzu⸗ 
wirken berufen ſei, wenn für dieſe Mitwirkung eine, keinem Zweifel Raum laſſende 
geſetzliche Beſtimmung ſich geltend machen läßt. 

Nun können aber nach Art. 2 des interconfeſſionellen Geſetzes vom 25. Mai 
1868 (3. 49 R. G. Bl.) Eltern, welche das Religionsbekenntniß der Kinder vertrags⸗ 
mäßig zu beſtimmen berechtigt find (alfo nach Art. 1 des citirten Geſetzes Eltern von 
Kindern aus gemiſchten Ehen), dasſelbe bezüglich jener Kinder ändern, welche noch 
nicht das ſiebente Lebensjahr zurückgelegt haben. Dieſes Recht wird, wenn beide Eltern 
am Leben ſind, durch Vertrag geübt werden, dasſelbe kann aber auch, wenn ein Eltern⸗ 
theil gejtorbeu iſt, dem überlebenden nicht abgeſprochen werden. Dafür ſpricht, wenn 
nicht ſchon der Wortlaut des Artikels 2, ſo doch der im Artikel 1 aufgeſtellte Grund⸗ 
ſatz, daß in der Regel derjenige, welchem das Recht der Erziehung bezüglich eines 
Kindes zuſteht, das Religionsbekenntniß für dasſelbe zu beftimmen hat. 

Es iſt demnach N. N., welchem ohne Zweifel das Recht der Erziehung ſeiner 
Kinder zufteht, befugt, das Religionebekenntniß für dieſelben, bevor fie das fiebente 
Lebensjahr vollendet haben, zu beſtimmen, und es liegt für die Regierung um ſo weni⸗ 
ger ein ausreichender Grund vor, den genannten Vater in der Ausübung dieſes Be⸗ 
fugniſſes zu beirren, ars feine zweite Gattin evangeliſch (katholiſch) iſt und zwei evan⸗ 
geliſchen (katholiſchen) Gatten, wean das Geſetz es nicht ausdrücklich verlangt, nicht 
zugemuthet werden kann, die von dem Einen oder dem anderen in die Ehe gebrachten 
Kinder in einer ihnen fremden Confeſſion zu erziehen. 

Indem ich von dieſen Anſchauungen ausgehend das oben erwähnte Statthal⸗ 


tereierkenntniß hiemit aufhebe, überlaſſe ich es das diesfalls weiter 
Erforderliche zu verfügen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums flür Laudesvertheidigung vom 14. October 1872, 
3. 10.231, betreffend Entlaſſung der in der Linten⸗ und Reſervepflicht ſtehenden 
Soldaten aus dem Heeres verbande zum Zwecke der Auswanderung. 


Auf Grund der Beſtimmungen des § 54 des Wehrgeſetzes und des § 163 der 
Inſtruction zur Ausführung desſelben, iſt die Entlaſſung der in der Linien- und 
Reſervepflicht ſtehenden Soldaten aus dem Heeresverbande zum Zwecke der Auswan⸗ 
derung dem k. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium vorbehalten und iſt der Geſchäftsgaug, 
welcher bei vorkommenden derlei Entlaſſungsgeſuchen zu beachten iſt, in dem vor⸗ 
erwähnten Paragraphe der Inſtruction vorgezeichnet. 

Den Bezirksbehörden, bei welchen derlei Geſuche einzubringen ſind, liegt 
inſtructionsmäßig die Pflicht ob nach Erwägung des Begehrens dieſelben mit dem 
eigenen Gutachten an das zuſtändige Ergänzungs⸗Bezirkscommando zu leiten. 

Den Bezirksbehörden wolle daher zur Pflicht gemacht werden, bei dieſer Er⸗ 
wägung mit der erforderlichen Genauigkeit vorzugehen und vor Abgabe des gehörig 
zu motivirenden Gutachtens über derlei Geſuche ſtets auch die Zuſtändigkeitsgemeinde 
einzuvernehmen. 

Werden derlei Geſuche bewilligt, jo erſcheint durch die vom k. k. Reichs ⸗Kriegs⸗ 
miniſterium bewilligte Entlaſſung aus dem Heeresverbande gleichzeitig auch conſtatirt 
daß die Wehrpflicht des Betreffenden im Sinne des Artikel 4 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger keine Beſchränkung in der Freihelt der Auswanderung derſelben 
mehr bildet. 

Zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges in derlei Fällen finde ich daher 
weiters anzuordnen, daß in Zukunft, wenn von Seite der Ergänzungs⸗Bezirks⸗ 
commanden die Militär⸗Entlaſſungscertificate zum Zwecke der Auswanderung von in 
der Linien⸗ und Reſervepflicht ſtehenden Soldaten bei den Bezirksbehörden einlangen, den 
betreffenden Auswanderungswerbern bei Ausfolgung dieſer Certificate gleichzeitig die 
Beſcheinigung, daß der Auswanderung kein geſetzliches Hinderniß im Wege ſtehe, aus⸗ 
zufertigen und zu erfolgen iſt und daß in dieſer Beſcheinigung unter Berufung auf 
den bezüglichen Erlaß des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums erſichtlich zu machen iſt, 
daß dem Auswanderungswerber zum Zwecke der Auswanderung die Eutlaſſung aus 
dem Heeresverbande bewilligt wurde. 
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Bei dieſer Geſegenheit wird der k. k. Landesſtelle zugleich eröffnet, daß von 
Seite des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums ſämmtliche k. k. General⸗ und Militär 
commanden angewieſen wurden, den unterſtehenden Ergänzungs⸗Bezirlscommanden 
zu erinnern, die Militär⸗Entlaſſungscertiftcate zum Zwecke der Auswanderung, ſtets, 
wenn es etwa nicht immer geſchehen fein ſollte, der betreffenden politiſchen Bezirks⸗ 
behörde im Sinne des § 165: 2 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes zu 
übermitteln und ſich nicht bloß auf die im $ 163: 4 der erwähnten Inſtruction vor⸗ 
geſchriebene Mittheilung der erfolgten Militärentlaffung zu beſchränken, weil es den 
politiſchen Behörden obliegt, auf Grund dieſer Certificate die weitere Verfügung 
wegen Entlaſſung aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande zu treffen. 

An welche Andeutungen ſich auf das Genaueſte zu halten ſein wird. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſterinns vom 6. Juli 1872, 3. 13.547, betreffeud 
die Gewährung der Portofreiheit für die Correſpondenzen und Seudungen der 
Ortsſchulräthe. 


Die Ortsſchulräthe, welche zur Aufficht über die öffentlichen Volksſchulen 
berufen find, haben die im Artikel II, Abth. 8 und Artikel VII des Geſetzes vom 
2. October 1865 normirte Portofreiheit für ihre amtlichen Correſpondenzen und 
Sendungen zu genießen, 

Derlei Correſpondenzen und Sendungen müſſen jedoch auf der Adreſſe mit 
dem Namen und öffentlichen Charakter des Abſenders und Empfängers, dann mit der 
Bezeichnung: „in Schulangelegenheiten“ verſehen ſein. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hof: 
fection des Miniſtertums des Aeußern E 
Charakter eines Conſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Lottodirecttonsſecretär Valentin Ritter v. Mack 
den Titel und Charakter eines Finanzrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem nied. öſterr. Statthaltereiſeeretär Franz Freiherr 
v. Menßhen gen die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Freiwaldau Joſeph Frei⸗ 
herrn v. Menßhengen die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann H. R einhold in Caleutta zum 
unbeſoldeten Ae ernannt. N 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Laibacher Finanzdirection 
Johann Bint er den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Frenz Rzehaczek zum 
Baurathe für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Peter Ginppanovich 
zum Ingenieur für Dalmatien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die bei dem Pribramer Hauptwerke erledigte Berg⸗ 
adjunctenſtelle dem dortigen Bergverwaltungzactuar Wenzel Pokorn v verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Pribramer Pochwerksinſpector Alexander 
Scherks zum Berg und Hüttenverwalter in Kaibl und den Vorſtand der k. ungar 
Bergverwaltung in Nagyay, k. ungar. Bergrath Egyd Jarolimek zum Pochwerks⸗ 
inſpector in Pribram ernannt. / 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector der böhmiſchen Finanz⸗ 
landesdirection Joſeph Komarek zum Finanzrathe und Finanzbezirksdirector für 
Tabor ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtamtsverwaltersſtelle in Lemberg dem dortigen 
Poſtamtscontrolor Anton Du dziuski verliehen. 


und Miniſterialconcipiſten der Präſidial⸗ 
ugen v. Cſörgeb tarfrei den Titel und 


— ß ̃ĩ ]— — 
Erledigungen. 


Verwaltersſtelle beim k k. Tabakhauptmagazine in Wien mit 1200 fl. Gehalt 
und 250 fl. Quartiergeld gegen Caution, bis 6. December. (Amtsblatt Nr. 261.) 

Eine Statthaltereiconcipiſtenſtelle im Verwaltungsgebiete der nied. öſterr. 
Statthalterei mit 800 fl. Gehalt und 200 fl. Ouartiergeld eventuell eine Bezirks⸗ 
ee mit 800 fl. Gehalt proviſoriſch, bis 26. November. (Amtsblatt 
Nr. 261 ; 


Bezirksſecretärsſtelle in Senftenberg mit 600 fl. Gehalt, bis 25. November. 
(Amtsblatt Nr. 261.) 

Bezirkscommiſfärsſtellen bei den Bezirkshauptmannſchaften in Schlan, 
Neuſtadt, Horowitz und Smichow mit 1200 fl., eventuell 1000 fl. und 800 fl. 
jährlich, bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 261.) 

Geometersſtelle bei der Grundſteuer⸗Regulirungscommiſſion in Nieder⸗ 
Oeſterreich mit 3 fl. Taggeld bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 261.) 

Controlorsſtelle bei den Telegraphen⸗Hauptſtationen in Prag und Reichen⸗ 
berg mit 1100 fl. Jahresgehalt und gegen Caution, bis 25. November. (Amtsblatt 
Nr. 262.) 

Drei proviſoriſche Bauadjunctenſtellen in Mähren mit je 700 fl. Gehalt, bis 
5. December. (Amtsblatt Nr. 262.) ü 

Beſchauarztesſtelle beim Wiener Magiſtrate mit 600 fl. Gehalt und 126 fl. 
Quartiergeld, bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 263. ) 

Conceptsadjunctenſtelle im Innsbrucker Verwaltungsgebiete mit 400 fl. 
Gehalt, bis 25. November. (Amtsblatt Nr. 264.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


